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»Wird es Krieg geben?« 
Der Libanon steht vor ungewissen Tagen und Wochen

Die Libanesen rätseln, 
ob Israel den Angriff auf 
ihre Heimat wagen wird 

und ob man den USA vertrau-
en kann, wenn deren Abge-
sandte sagen, man wolle Isra-
el von dem Krieg abhalten. 
Die deutsche Außenministerin 
Annalena Baerbock war in 
Beirut – und kaum jemand hat 
es gemerkt.  

Westliche Medien zitieren 
aktuell US-amerikanische Ge-
heimdienstkreise, die einen 
Krieg Israels gegen den Liba-
non in wenigen Tagen bis we-
nigen Wochen für möglich 
halten. Der israelische Kriegs-
minister Yoav Gallant, der sich 
zur Zeit in Washington auf-
hält, warb bei der USA-Füh-
rung um Unterstützung für 
diesen Krieg. Offiziell winken 
die Militärs und auch Penta-
gon-Chef Lloyd Austin ab und 
erklärten, es müsse eine Ver-
handlungslösung im Gaza-
Krieg geben, um einen Krieg 
gegen den Libanon zu ver-
meiden.  

Das Spiel mit dem Feuer 
wird allerdings vom israeli-
schen Ministerpräsidenten 
Benjamin Netanyahu aktuell 
weiter eskaliert. Täglich wer-
den Wohnhäuser, Fahrzeuge, 
landwirtschaftliche Gebiete im 
Südlibanon attackiert, jeden 
Tag sterben Angehörige der 
Hisbollah – mit Stand vom 
28. Juni bereits 356 Tote – 
und jeden Tag sterben weitere 
Zivilisten. Die libanesische 
Hisbollah hat angekündigt, im 
Fall eines israelischen An-
griffs auf den Libanon »ohne 
Regeln und ohne Obergren-
ze« den Krieg nach Israel zu 
tragen. Es werde dann keinen 
sicheren Ort in Israel geben. 

»Wird Israel 
angreifen?« 

»Was meinen Sie, wird Is-
rael Libanon angreifen?« Bei 
Gesprächen in Beirut wird der 
Autorin immer wieder diese 
Frage gestellt. Ob im Presse-
zentrum, in Cafés oder in Mar 
Elias, einem der ältesten pa-
lästinensischen Flüchtlingsla-
ger im Zentrum der Stadt, 
steht die israelische Drohung, 
den Libanon »in die Steinzeit 
zu bomben« bei politischen 
Gesprächen im Vordergrund.  

Ein Presseteam des US-
amerikanischen Senders 
CNN verhandelt im Presse-
zentrum um eine Verlänge-
rung seiner Akkreditierung. 
Der Krieg in der Region hat 
noch immer Journalisten aus 
aller Welt angezogen. »Sie 
kommen wegen des Krie-
ges«, sagt Herr M., im libane-
sischen Pressezentrum ver-
antwortlich für ausländische 
Journalisten. Er zuckt mit den 

Schultern und fragt: »Was 
meinen Sie, wird Israel uns 
angreifen?« Selber meint er 
auf die Gegenfrage, die Lage 
stehe »50 zu 50«. Mal denke 
er, die USA würden Israel da-
von abhalten, andererseits lie-
ferten die USA weiter Waffen 
an Israel und unterstützen 
dessen Krieg in Gaza. »Die 
Lage hier bei uns ist ohnehin 
schon schwierig«, fügt er hin-
zu. »Wirtschaftskrise, Flücht-
lingskrise und jetzt diese 
Kriegsdrohungen. Wir kom-
men einfach nicht zur Ruhe.« 

»Wir bestehen auf 
unseren Rechten« 
Marie Nassif-Debs, lang-

jähriges Mitglied im Parteivor-
stand der Kommunistischen 
Partei des Libanon und zu-
ständig für internationale Be-
ziehungen, äußert sich im Ge-
spräch deutlich. Die Vermitt-
lungsversuche von USA, 
Frankreich und Deutschland 
sieht sie skeptisch. Alle diese 
»Vermittler« seien engste 
Partner Israels und verfolgten 
in jedem Fall eigene Interes-
sen. »Sie nutzen die Situati-
on, um uns aus Angst vor ei-
nem Neuen Krieg unter Druck 
zu setzen und ihren und den 
Interessen Israels nachzuge-
ben«, sagt Marie Debs.  

Die Militäraktionen im Sü-
den des Libanon und mehr 
noch in Gaza haben viele Op-
fer gefordert, sagt sie. Die 
Kosten von Zerstörung und 
Vertreibung seien enorm. 
Dennoch werde sich »das li-
banesische Volk nicht dem 
Willen der Invasoren unter-
werfen« und »deren Diktate 
akzeptieren«. Die »Vermitt-
ler« drängten, daß die Reso-
lution 1701 des UNO-Sicher-
heitsrates »nur vom Libanon 
allein« umgesetzt werden sol-
le. »Die Markierung der Lan-
desgrenze soll der imperialis-
tisch-zionistischen Karte« fol-
gen, die Amos Hochstein, der 
Beauftragte der USA in Beirut 
der Übergangsregierung vor-
gelegt habe.  

Zudem trete die »neue« 
Grenzziehung im Mittelmeer 
»einen Teil unserer Gasvor-
kommen an den Feind ab«, 
so Debs. Der »Feind« ist ein-
deutig Israel, mit dem der Li-
banon sich im Kriegszustand 
befindet. Die Libanesen wer-
den das nicht akzeptieren, be-
tont Marie Debs. »Wir beste-
hen auf unseren Rechten, die 
heute verletzt werden. Wir be-
stehen auf den Shebaa-Far-
men und dem Gebiet von 
Kfarshouba. Wir bestehen da-
rauf, das Wasser nutzen zu 
können, das heute auf die 
Felder des Feindes fließt und 
wir bestehen auf den 1.420 

Quadratkilometern im Mittel-
meer, die an unsere Feinde 
abgetreten wurden.« Mit allen 
Kräften werde man weiterhin 
für die eigenen Rechte eintre-
ten und für die Rechte der Pa-
lästinenser, in ihre Heimat zu-
rückzukehren und den palästi-
nensischen Nationalstaat auf-
zubauen. Und zwar »auf dem 
gesamten Boden Palästinas 
mit Jerusalem als Haupt-
stadt«. 

Ansichten über die Rechte 
der Palästinenser, die in meh-
reren Ländern der EU sogar 
strafrechtlich verfolgt werden, 
teilt die Mehrheit der Libane-
sen, auch wenn nicht alle sich 
so deutlich äußern, wie Marie 
Debs.  

»Alle Palästinenser 
sind meine Familie« 
Im palästinensischen 

Flüchtlingslager Mar Elias ge-
hen die Menschen ihrem All-
tag nach. Die kleinen Ge-
schäfte in den engen Gassen 
verkaufen Obst und Gemüse, 
im Kanafani-Kindergarten be-
sprechen die Kindergärtnerin-
nen mit der Leiterin Maha Y. 
das Sommerprogramm für die 
Kinder. Alle sind Nachfahren 
von Palästinensern und haben 
Familie im besetzten Westjor-
danland, in Bethlehem oder 
Gaza. Mit ihrem libanesischen 
Flüchtlingspaß sei eine Reise 
zur Familie in Bethlehem nicht 
möglich, sagt Frau Maha, die 
seit 40 Jahren in dem Kinder-
garten arbeitet. Alle ihre Kin-
der leben und arbeiten im Aus-
land. »Niemand hier will 
Krieg«, sagt sie.  

Daoun K., die ebenfalls 
seit vielen Jahren im Kanafa-
ni-Kindergarten arbeitet, rückt 
ihr rosafarbenes Kopftuch zu-
recht, bevor sie auf die Frage 
antwortet, wie es ihr ange-
sichts des Krieges in Gaza ge-
he. Ihre Eltern seien 1948 aus 
Akko vertrieben worden, die 
Familie sei in alle Himmels-
richtungen zerstreut. »Alle Pa-
lästinenser sind meine Fami-
lie«, sagt sie, und auch sie be-
tont: »Niemand will Krieg«. 

»Ein israelischer Sieg ist 
nicht in Sicht« 

Souheil Al-Natour, Politik-
wissenschaftler und seit Jahr-
zehnten Beobachter der Ent-
wicklungen in der palästinen-
sischen Flüchtlingsgesell-
schaft, sagt im Gespräch mit 
der Autorin, die USA müßten 
klären, was sie wirklich wol-
len. Eine Ausweitung des Ga-
za-Krieges in den Libanon be-
deute, die ganze Region wer-
de vom Krieg erfaßt. Der 
Krieg könne dazu führen, daß 
bewaffnete Kräfte in den Nor-

den Israels eindringen und 
den Krieg auf israelisches Ter-
ritorium zurückbrächten. Die 
USA haben Stützpunkte und 
Militärbasen, Militärflughäfen 
und Häfen in der Region, die 
zur Zielscheibe würden, sagt 
Souheil El-Natour. Was be-
deute es für Jordanien und 
Ägypten oder die Golfstaaten, 
wenn USA-Militärbasen in de-
ren Ländern angegriffen wür-
den? Wären die USA in der 
Lage, alle diese Stützpunkte 
und dort stationierte Soldaten 
zu verteidigen? »Die USA mü-
ßen sich klarmachen, daß ei-
ne Ausweitung des Krieges 
hier sich auf die Präsident-
schaftswahlen im eigenen 
Land auswirken wird«, fährt 
Souheil El-Natour fort. Die 
USA müßten die Frage beant-
worten, warum sie den Krieg 
nicht stoppten, obwohl »ein 
Sieg nicht in Sicht« sei.  

Im USA-Kongreß gebe es 
starke Stimmen für die weite-
re Bewaffnung Israels, weil 
man nicht wolle, »daß Israel 
den Krieg verliert«. Doch ge-
nau das geschehe. »Wichtig 
ist der Protest der US-ameri-
kanischen Friedensbewe-
gung, die an vielen Orten von 
Juden innerhalb der USA an-
geführt wird. Wenn dieser 
Protest gegen den Kriegskurs 
von Netanjahu stärker wird, 
kann Israel von außen weiter 
geschwächt werden.«  

Auf die Frage, welchen 
Rat er der deutschen Außen-
ministerin Annalena Baerbock 
gebe, die sich im Libanon auf-
halte, antwortet Souheil El-
Natour: »Kommen Sie hierher 
und bleiben Sie eine Woche in 
einem palästinensischen 
Flüchtlingslager. Sie werden 
viel lernen und vielleicht wer-
den Sie dann auch den Kon-
flikt hier verstehen.« Die Liba-
nesen wollten nur ihr Land er-
halten und die Palästinenser 
wollen ihr Land zurück, das 
noch immer von Israel besetzt 
ist: »Das ist alles.« 

»Im diplomatischen 
Dauereinsatz« 

Auf der Rückreise von Tel 
Aviv nach Berlin hatte die 
deutsche Außenministerin Ba-
erbock am Dienstag einen 
Zwischenstopp in Beirut ein-
gelegt. Sie wurde von Außen-
minister Bou Habib empfan-

gen und traf auch mit dem 
amtierenden Ministerpräsi-
denten Najib Mikati zusam-
men.  

Am Tag zuvor hatte die Mi-
nisterin »im diplomatischen 
Dauereinsatz« – so das Aus-
wärtige Amt in Berlin – auf der 
israelischen Sicherheitskonfe-
renz Herzliya gesprochen, 
sich Fotos von israelischen 
Geiseln auf den Handys von 
deren Angehörigen angese-
hen, und mit dem amtieren-
den Ministerpräsidenten der 
Palästinensischen Autono-
miebehörde Mohammed Mu -
stafa, in Ramallah die Hände 
geschüttelt. Sie traf den israe-
lischen Außenminister Katz 
und warb für die Annahme 
des »Biden-Plans« für einen 
Waffenstillstand in Gaza. Die 
Hamas forderte sie auf, die-
sen anzunehmen, Deutsch-
land sei bereit, sich an einer 
»internationalen Sicherheits-
mission« entlang der israe-
lisch-ägyptischen Grenze zu 
beteiligen.  

Her master’s voice? 
Der Aufenthalt der grünen 

Frau Baerbock in Beirut war 
so kurz, daß die Bevölkerung 
im Libanon ihn kaum wahr-
nahm. Laut Protokoll sprach 
die Ministerin mit Mikati und 
Bou Habib über »die Gefahr 
eines neuen Krieges zwi-
schen Israel und dem Liba-
non«, der unbedingt verhin-
dert werden müsse. Frau Ba-
erbock, die seit Beginn des 
Gaza-Krieges jeweils mit we-
nigen Tagen Abstand USA-
Außenminister Antony Blinken 
auf seinen Touren durch die 
Region folgt – inzwischen 
zum achten Mal – wiederholt 
vor allem das, was Blinken 
zuvor gesagt hat.  

Die Menschen im Süden 
des Libanon und im Norden 
Israels wollten in ihre Woh-
nungen zurückkehren kön-
nen, der »anhaltende Be-
schuß aus dem Libanon in 
den Norden Israels« müsse 
aufhören. Ein weiterer Krieg 
gegen den Libanon bedeute 
eine »regionale Eskalation 
ungeahnten Ausmaßes«, er-
klärte Frau Baerbock nach der 
Rückkehr von ihrer Blitztour 
am Mittwochmorgen im 
»Deutschlandfunk«. Beide 
Länder könnten da »reinrut-
schen«. Die Hisbollah müsse 

sich 30 Kilometer von der 
Grenze zurückziehen, forder-
te die deutsche Ministerin, 
»da gibt es eine UN-Resoluti-
on«. Offenbar hat man ihr 
nicht gesagt, daß die Sicher-
heitsrats-Resolution 1701 aus 
dem Jahr 2006 allerdings 
zahlreiche Punkte auflistet, an 
die sich sowohl die Hisbollah 
als auch Israel halten sollen. 

Die Hisbollah müsse »das 
jetzt machen«, um einen gro-
ßen Krieg zu verhindern, so 
Annalena Baerbock. Auf die 
Frage des DLF-Reporters, 
was sie denn dazu von ihren 
Gesprächspartnern gehört 
habe, meinte Baerbock, »die 
sehen das auch so«. Leider 
sei es so, daß es keinen ge-
wählten Präsidenten im Liba-
non gebe und die Regierung 
keine »Durchschlagskraft« 
und keinen »Zugriff« auf die 
Hisbollah habe. Darum stärke 
Deutschland die UNIFIL-Mis-
sion im Südlibanon und die Li-
banesische Armee. »Gemein-
sam mit den Amerikanern und 
Franzosen« sei Deutschland 
»in Gesprächen vor Ort auch 
mit Einwirkung auf die Hisbol-
lah«. Baerbock räumte ein, 
daß eine Waffenruhe im Süd-
libanon nur erreicht werden 
könne, wenn in Gaza ein Waf-
fenstillstand erreicht sei. 

Der Krieg in Gaza muß 
aufhören 

Tatsächlich steht nicht nur 
die Bevölkerung sondern 
auch die Interimsregierung 
des Libanon aktuell mehrheit-
lich hinter der Hisbollah und 
fordern – wie auch die Hisbol-
lah – einen Waffenstillstand in 
Gaza, um Waffenruhe im Süd-
libanon zu erreichen. Mit der 
Resolution 1701 habe die La-
ge nichts zu tun, darüber kön-
ne später verhandelt werden, 
ist von zahlreichen Politikern 
dieser Tage zu hören. 

Ohne nähere Quellenan-
gaben hieß es in einem Artikel 
der libanesischen Tageszei-
tung »Ad-Diyyar«, die deut-
sche Delegation unter ihrer 
Außenministerin Baerbock 
habe einen »politisch-diplo-
matischen« Aspekt und 
gleichzeitig eine »versteckte 
sicherheits- und geheim-
dienstliche« Aufgabe gehabt. 
Berlin verfüge über »direkte 
Kommunikation mit Haret 
Hreik«, so die Zeitung. Haret 
Hreik ist ein südlicher Stadtteil 
von Beirut, wo sich u.a. das 
Pressebüro der Hisbollah be-
findet.  

Der »deutschen Delegati-
on« hätten demnach »hoch-
rangige Sicherheitsbeamte« 
angehört, die den Libanon re-
gelmäßig besuchten und di-
rekte Treffen mit Vertretern 
der Hisbollah hätten. 
Deutschland unterstütze den 
französischen Plan, der Ver-
handlungen über verschiede-
ne Punkte, u.a. auch der Re-
solution 1701 vorsehe, um ei-
nen großen Krieg in der Regi-
on und im Libanon zu vermei-
den.  

Unklar ist, ob die Regie-
rung in Berlin tatsächlich frü-
here Kontakte des deutschen 
Bundesnachrichtendienstes 
reaktiviert hat, um mit der His-
bollah zu kommunizieren. An-
fang der 2000er Jahre hatte 
der BND – in Person des 
langjährigen BND-Mitarbei-
ters Gerhard Conrad – zwi-
schen Israel und der Hisbollah 
und zwischen Israel und der 
Hamas Geisel- und Gefange-
nenaustausch vermittelt. 

Karin Leukefeld, Beirut

Trauriger Alltag im Libanon. Israelischer Angriff auf das Dorf Khiam am 25. Juni 24. 
(Photo by RABIH DAHER / AFP)

Maha K. und Douan K. im Ghassan-Kanafani-Kindergarten in 
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